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Ist Klimaschutz eine Pflichtaufgabe der Kommunen? 

Es kommt auf das Bundesland an – bundesweit einheitlich ist Klimaschutz 
bislang keine kommunale Pflichtaufgabe, aber die Debatte darüber ist in vollem 
Gange. Klimaschutz gilt in Deutschland größtenteils noch als freiwillige Aufgabe der 
kommunalen Selbstverwaltung und wird überwiegend über kurzfristige und 
befristete Förderprogramme von Bund und Ländern finanziert. Ein fester Posten im 
kommunalen Haushalt ist hierfür nur selten vorgesehen. (https://www.treffpunkt-
kommune.de/klima-buendnis-fuer-klimaschutz-und-klimaanpassung-in-kommunen/) 

Das hat praktische Konsequenzen: Wenn personelle und finanzielle Ressourcen 
knapp sind – und das ist eher die Regel als die Ausnahme –, müssen Kommunen 
ihre gesetzlichen Pflichtaufgaben priorisieren. Ohne Personal können Fördermittel 
nicht beantragt werden, und ohne Fördermittel kann kein Personal eingestellt 
werden. Insbesondere kleinere und finanzschwache Kommunen können diesen 
Teufelskreislauf nur schwer durchbrechen.  

Die Vorreiter: Niedersachsen und einige andere Länder 

Einzelne Bundesländer sind weiter gegangen. In Niedersachsen sind gemäß dem 
Niedersächsischen Klimagesetz (NKlimaG) bestimmte Klimaschutzaufgaben 
dauerhaft als Pflichtaufgaben auf kommunaler Ebene verankert: Alle Landkreise, 
kreisfreien Städte sowie die Städte Hannover und Göttingen waren verpflichtet, bis 
zum 31. Dezember 2025 Klimaschutzkonzepte für die eigene Verwaltung zu 
erstellen. Seit dem 1. Januar 2026 gilt es, ein Klimaschutzmanagement 
einzuführen, das die strukturierte Umsetzung der Konzepte sicherstellt. 
(https://www.umwelt.niedersachsen.de/startseite/themen/klima/kommunale_pflichta
ufgaben/kommunale-aufgaben-in-niedersachsen-245350.html) 

Forderungen nach einer bundesweiten Pflichtaufgabe 

Das Klima-Bündnis hat – mit Unterstützung zahlreicher Organisationen wie dem 
WWF Deutschland, Germanwatch und dem Deutschen Caritasverband – eine 
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zentrale Forderung an Bundestagsabgeordnete und Landesregierungen gerichtet: 
Klimaschutz und Klimaanpassung sollen bundesweit als kommunale 
Pflichtaufgaben verankert werden. (https://www.klima-
allianz.de/publikationen/publikation/klimaschutz-und-klimaanpassung-als-
kommunale-pflichtaufgaben-verankern) 

Expertinnen wie Tanja Kenkmann vom Öko-Institut sprechen sich dafür aus, 
kommunalen Klimaschutz als gesetzlich vorgeschriebene Pflichtaufgabe zu 
behandeln – vergleichbar mit der Feuerwehr, Kindergärten oder der 
Abfallbeseitigung. (https://nachrichten.idw-online.de/2025/07/31/klimaschutz-in-
kommunen-zur-pflichtaufgabe-machen) 

Als mögliches Instrument wird die Einführung einer neuen Gemeinschaftsaufgabe 
im Grundgesetz (Art. 91a GG) diskutiert, die eine dauerhafte Bund-Länder-
Mischfinanzierung für kommunalen Klimaschutz finanzverfassungsrechtlich 
ermöglichen würde. 

 
Gibt es eine Verpflichtung, Pläne für die Wärmeversorgung zu 
erstellen? 
Die kommunale Wärmeplanung ist seit 2024 bundesweit Pflicht, geregelt durch das 
Wärmeplanungsgesetz (WPG), das am 1. Januar 2024 in Kraft getreten ist. Damit 
hat die kommunale Wärmeplanung erstmals eine einheitliche gesetzliche 
Grundlage auf Bundesebene erhalten. Was zuvor nur in einzelnen Bundesländern 
verpflichtend war, gilt nun für alle Städte und Gemeinden – mit klar definierten 
Fristen, methodischen Vorgaben und verbindlichen Zielen. 
(https://enerfect.de/ratgeber/kommunale-waermeplanung-2025/) 

Die Fristen im Überblick: 

Für Gemeindegebiete mit mehr als 100.000 Einwohnern muss bis zum 30. Juni 
2026 ein Wärmeplan erstellt werden. Für alle Gemeindegebiete mit weniger 
Einwohnern gilt die Frist 30. Juni 2028. Für kleinere Gemeinden unter 10.000 
Einwohnern können vereinfachte Verfahren vorgesehen werden, und mehrere 
kleine Gemeinden dürfen sich zusammenschließen und einen gemeinsamen 
Wärmeplan erarbeiten. 
(https://www.bmwsb.bund.de/DE/stadtentwicklung/klimagerechte-
stadtentwicklung/kommunale-waermeplanung/kommunale-
waermeplanung_node.html) 

Was die Pläne enthalten müssen: 

Die Kommunen müssen in den Plänen angeben, in welchen Straßen eine 
Fernwärme-Versorgung geplant ist, wo Nahwärme beispielsweise über Biomasse 
verfügbar sein wird oder wo ein Wasserstoffnetz aufgebaut werden soll. 
(https://www.haufe.de/immobilien/wirtschaft-politik/austauschpflicht-fuer-30-jahre-
alte-heizungen-kommt_84342_203158.html) 

Der rechtliche Kniff: Wegen der nach Art. 28 Grundgesetz verbriefte kommunalen 
Selbstverwaltungsgarantie und dem Aufgabenübertragungsverbot nach Art. 84 GG 
hat der Bund keinen direkten Durchgriff auf die Gemeinden. Daher nimmt das WPG 
die Bundesländer in die Pflicht, in ihren Landesgesetzen die Durchführung einer 
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Wärmeplanung für alle Städte und Gemeinden zu verpflichten. 
(https://www.gruene-fernwaerme.de/kommunale-waermeplanung/rechtlicher-
rahmen) 

Verbindung zum Heizungsgesetz: 

Erst wenn die kommunale Wärmeplanung vorliegt, sind Eigentümer von 
Bestandsgebäuden verpflichtet, mit mindestens 65 Prozent erneuerbaren Energien 
zu heizen, sofern die alte Heizung kaputtgeht. Nur für Neubauten gilt das bereits ab 
Januar 2024. 

In Schleswig-Holstein – also auch für Kommunen in Ihrer Region – gab es übrigens 
schon frühere Regelungen: Das Gesetz zur Energiewende und zum Klimaschutz in 
Schleswig-Holstein verpflichtet große und mittelgroße Kommunen (Mittel- und 
Oberzentren sowie bestimmte Unterzentren) zur Erstellung eines Wärme- und 
Kälteplans.  

 
Inwiefern ist die Verpflichtung zur kommunalen Wärmeplanung 
von den Bundesländern in Landesrecht umgesetzt worden? 

Grundprinzip der Umsetzung 

Den Bundesländern obliegt es, das WPG per Landesgesetz oder -verordnung zu 
übersetzen. Im Landesrecht wird dabei unter anderem die planungsverantwortliche 
Stelle definiert – also welche Gebietskörperschaften zur Erstellung der 
kommunalen Wärmeplanung verpflichtet werden. In den meisten Fällen sind dies 
Gemeinden oder Gemeindeverbände. Außerdem können die Länder Regelungen 
zur interkommunalen Wärmeplanung festschreiben und ein vereinfachtes Verfahren 
für Kommunen unter 10.000 Einwohnern definieren. (https://www.kww-
halle.de/praxis-kommunale-waermewende/waermeplang-regulierung-
bundeslaender) 

Vorreiterländer (Landesrecht bereits vor dem WPG) 

Fünf Bundesländer – Baden-Württemberg, Schleswig-Holstein, Hamburg, Hessen 
und Niedersachsen – hatten bereits vor dem Inkrafttreten des WPG eigene 
Landesgesetze eingeführt. Viele Kommunen haben aus diesem Grund bereits 
fertige bzw. fortgeschrittene Wärmeplanungen. Die aktuellen Landesgesetze 
werden nun überarbeitet und an das WPG angepasst. 
(https://www.govshare.org/massnahmen/erstellung-einer-kommunalen-
warmeplanung) 

Als konkretes Ergebnis dieser Vorreiterrolle: In Baden-Württemberg haben 
aufgrund der frühzeitigen gesetzlichen Verpflichtung bereits 164 Kommunen (Stand 
Februar 2025) einen Wärmeplan fertiggestellt. 
(https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/forschung/fachbeitraege/wohnen-
immobilien/wohnungswirtschaft/kommunale-waermeplanung/waermeplanung.html)   

Nachzügler nach Inkrafttreten des WPG 

Nach Verabschiedung des Bundesgesetzes haben Thüringen, Brandenburg, 
Saarland, Nordrhein-Westfalen und Bayern ebenfalls Wärmeplanungsgesetze 
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erlassen. Damit verfügen inzwischen zehn Bundesländer über eigene 
landesrechtliche Vorgaben zur Wärmeplanung. 
(https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/forschung/fachbeitraege/wohnen-
immobilien/wohnungswirtschaft/kommunale-waermeplanung/waermeplanung.html) 

Einige Beispiele im Detail: 

Bayern: Die erforderlichen gesetzlichen Regelungen in Bayern wurden in die 
Verordnung zur „Ausführung energiewirtschaftlicher Vorschriften" aufgenommen, 
am 18. Dezember 2024 im Kabinett beschlossen und sind am 2. Januar 2025 in 
Kraft getreten. Damit sind die Gemeinden verpflichtet, einen Wärmeplan nach den 
Vorgaben des WPG zu erstellen. 
(https://www.stmwi.bayern.de/energie/energiewende/kommunale-waermeplanung-
in-bayern) 

Brandenburg: Gemäß der Brandenburgischen Wärmeplanungsverordnung, die 
das Kabinett am 9. Juli 2024 verabschiedete, sind alle Kommunen in Brandenburg 
verpflichtet, einen Wärmeplan bis Mitte 2028 zu erstellen – mit Ausnahme 
Potsdams, das als Großstadt über 100.000 Einwohnern bereits bis Mitte 2026 
liefern muss. Das Land erstattet den Kommunen dabei aus Bundesmitteln (rund 
drei Millionen Euro pro Jahr) den anfallenden Aufwand. (https://www.bka-
brandenburg.de/seite/718122/kommunale-w%C3%A4rmeplanung.html)  

Nordrhein-Westfalen: Der NRW-Landtag verabschiedete das 
Landeswärmeplanungsgesetz am 4. Dezember 2024. Es trat am 20. Dezember 
2024 in Kraft und legt die Zuständigkeit für die Erstellung der Wärmepläne fest und 
verpflichtet die Kommunen als planungsverantwortliche Stellen. 
(https://oekozentrum.nrw/aktuelles/detail/news/kommunale-waermeplanung/) 

Thüringen: Das Thüringer Ausführungsgesetz zum Wärmeplanungsgesetz wurde 
am 13. Juni 2024 vom Landtag beschlossen. Die Gemeinden sind dort die 
planungsverantwortlichen Stellen und können mit angemessener Kostenerstattung 
nach dem Konnexitätsprinzip durch das Land rechnen. (https://www.gruene-
fernwaerme.de/kommunale-waermeplanung/rechtlicher-rahmen) 

Hessen hat die Umsetzung des Bundesgesetzes erst später per Verordnung 
nachvollzogen: Die Verordnung zur kommunalen Wärmeplanung in Hessen trat am 
12. November 2025 in Kraft und regelt die planungsverantwortliche Stelle, das 
vereinfachte Verfahren sowie die Überwachung und den finanziellen Ausgleich. 
/https://www.lea-hessen.de/kommunen/kommunal-waerme-planen/)  

Rheinland-Pfalz hat seit April 2025 ein Landesgesetz zur Ausführung des 
Wärmeplanungsgesetzes (AGWPG).  

Baden-Württemberg hat das Landesrecht zuletzt aktualisiert: Durch ein 
Änderungsgesetz vom 29. Juli 2025 wurden neue Paragrafen ins Klimagesetz 
Baden-Württemberg eingefügt, die die Einzelheiten der Umsetzung des WPG 
regeln. Im Zuge dieser Umsetzung hat das Land die Möglichkeit genutzt, 
gemeinsame Wärmeplanungen für alle Gemeinden zuzulassen und für Gemeinden 
unter 10.000 Einwohnern ein vereinfachtes Verfahren anzubieten. 
(https://um.baden-wuerttemberg.de/de/klima-energie/waerme/kommunale-
waermeplanung)  
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Zwei Länder noch ohne Umsetzung 

Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern haben das WPG bislang noch nicht 
in Landesrecht umgesetzt (Stand Dezember 2025). 

Praktischer Umsetzungsstand 

Trotz des föderalen Flickenteppichs bei der Gesetzgebung schreitet die Planung 
voran: Laut KWW-Wärmewendeatlas (Stand Dezember 2025) haben 819 
Kommunen (8 %) eine Wärmeplanung abgeschlossen, befinden sich 4.792 
Kommunen (44 %) im Planungsprozess und weisen 5.143 Kommunen (48 %) noch 
keinen bekannten Planungsstand auf. 
(https://www.roedl.com/insights/waermeplanungsgesetz-auf-landesebene-
einheitliche-regelungen-oder-foederaler-flickenteppich/) 

 
Wie kann der kommunale Klimaschutz finanziert werden? 

Das bisherige Finanzierungssystem der Transformation über ein umfangreiches 
Angebot an Förderprogrammen zeigt sich in der Praxis als untauglich. Der Aufwand 
zur Beantragung ist zu hoch: Antragsfristen sind zu kurz, Vorgaben zur Erstellung 
von Verwendungsnachweisen zu umfangreich, Eigenanteile für finanzschwächere 
Kommunen nicht stemmbar, und das Personal für die Antragstellung fehlt oft oder 
wäre besser in der Projektumsetzung eingesetzt. (https://www.lea-
hessen.de/kommunen/kommunal-waerme-planen) 

Vorschlag 1: Neue Gemeinschaftsaufgabe im Grundgesetz (Art. 91a GG) 

Das ist der meistdiskutierte und am breitesten unterstützte Vorschlag. Als 
Alternative zum bisherigen Fördersystem wird diskutiert, Klimaschutz und 
Klimaanpassung gemäß Art. 91a GG als Gemeinschaftsaufgabe für Bund und 
Länder zu definieren – so wie zum Beispiel die „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" bereits 1969 zur Gemeinschaftsaufgabe erhoben worden 
ist. Diesen Vorschlag machen das Klima-Bündnis, der Deutsche Städtetag und der 
Deutsche Städte- und Gemeindebund in verschiedenen Diskussions- und 
Positionspapieren. (https://www.roedl.com/insights/waermeplanungsgesetz-auf-
landesebene-einheitliche-regelungen-oder-foederaler-flickenteppich/) 

Das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) hat in einer Studie (April 2024) gezeigt, 
dass eine neue Gemeinschaftsaufgabe einer Umsatzsteuerumverteilung klar 
vorzuziehen wäre, weil damit die Mittel effizient und flexibel dort eingesetzt werden 
können, wo Investitionen die meisten Wirkungen erzielen, und weil gezielt 
finanzschwache Kommunen unterstützt werden könnten. Die Umsatzsteuer 
hingegen wird nach starren Quoten verteilt und folgt damit eher dem 
Gießkannenprinzip. 
(https://www.stmwi.bayern.de/energie/energiewende/kommunale-waermeplanung-
in-bayern/) 

Der Deutsche Städtetag hat diesen Vorschlag 2025 noch einmal bekräftigt: Das 
Präsidium spricht sich dafür aus, eine neue Gemeinschaftsaufgabe für Klimaschutz 
und Klimaanpassung im Grundgesetz einzuführen. Voraussetzung für seine 
Unterstützung ist, dass die Mittel von Bund und Ländern auskömmlich sind und von 
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den Ländern zu den Kommunen verlässlich und unbürokratisch über ein 
mehrjähriges Budget fließen.  

Für die konkrete Umsetzung gibt es zwei denkbare Wege: Entweder die Ergänzung 
von Art. 91a um eine weitere Gemeinschaftsaufgabe oder einen zusätzlichen Art. 
91f. Für beide Varianten werden Formulierungsvorschläge gemacht. 
(https://www.brandenburg.de/cms/detail.php/brandenburg_06.c.844736.de)  

Politisch ist dieser Weg allerdings anspruchsvoll: Für eine Änderung des 
Grundgesetzes ist die Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder des 
Bundestages sowie zwei Dritteln der Stimmen des Bundesrates erforderlich. Eine 
Petition mit über 100.000 Unterzeichnern wurde im März 2025 dem Bundestag 
übergeben. (https://www.bdew.de/energie/kommunale-waermeplanung-fortschritte-
sichtbar-doch-weitere-schritte-noetig/)  

Vorschlag 2: Sondervermögen und Transformationsfonds 

Der Kommunale Finanzreport 2025 des Difu zeigt die Vor- und Nachteile 
verschiedener Ansätze auf, die über das Sondervermögen Infrastruktur und 
Klimaneutralität hinausgehen – etwa ein gemeinsames Bund-Länder-
Sondervermögen oder ein privat-öffentlicher Zukunfts- und Transformationsfonds. 
Damit ließen sich nicht nur größere Summen öffentlicher Mittel bereitstellen, 
sondern gezielt auch private Mittel mobilisieren. https://www.kww-halle.de/praxis-
kommunale-waermewende/waermeplang-regulierung-bundeslaender 

 
Vorschlag 3: Grundfinanzierung plus erfolgsabhängiger Anteil 
(Umweltbundesamt) 

Das Umweltbundesamt hat ein differenziertes Modell vorgelegt: Ein dritter Teil der 
Finanzierung – maximal ein Drittel der Gesamtmittel – soll durch einen 
erfolgsabhängigen Anteil erfolgen. Diese erfolgsbasierte Zahlung könnte den 
Kommunen frei zur Verfügung stehen und nicht an bestimmte Projekte gebunden 
sein, lediglich mit einer Zweckbindung an den Klimaschutz – verbunden mit einer 
flexiblen Nutzung, beispielsweise für investive Maßnahmen als Eigenanteil bei 
Förderprogrammen. (https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw46-
de-waermenetze-976576) 

Vorschlag 4: Konnexität als Verfassungsgebot 

Das Konnexitätsprinzip muss gelten: Mit der Ausgestaltung entsprechender 
Pflichtaufgaben muss den Kommunen eine entsprechende und ausreichende 
Finanzierung durch die Länder und ergänzend durch den Bund zur Verfügung 
gestellt werden. Das bedeutet: Wer Aufgaben überträgt, muss dafür auch zahlen. 
Dieser Grundsatz wird vom Deutschen Nachhaltigkeitsrat und der Klima-Allianz 
als unverzichtbare Voraussetzung für jede Pflichtaufgabenlösung betont. 

 
Vorschlag 5: Rechtsgutachten der Klima-Allianz – Grundgesetzänderung als 
Mindestbedingung 
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Ein Rechtsgutachten von Dr. Roda Verheyen (Kanzlei Günther, Hamburg) im 
Auftrag der Klima-Allianz Deutschland und Germanwatch kommt zu dem Ergebnis, 
dass eine Grundgesetzänderung notwendig ist, um kommunalen Klimaschutz 
flächendeckend und angemessen finanzieren zu können. Eine wirklich trennscharfe 
Abgrenzung der Zuständigkeiten zwischen Kommunen, Bund und Ländern für die 
Finanzierung von Klimaschutzaufgaben ist im bestehenden Verfassungsrahmen 
nur schwer möglich.  

Fazit: Breiter Konsens, offene politische Frage 

Bemerkenswert ist, dass sich Kommunalverbände (Städtetag, Städte- und 
Gemeindebund), Wissenschaft (Difu, Öko-Institut, UBA) und Zivilgesellschaft 
(Klima-Bündnis, Klima-Allianz) weitgehend einig sind: Das Förderprogramm-
System reicht nicht aus, und eine neue Gemeinschaftsaufgabe nach Art. 91a GG 
wäre das beste Instrument. Die eigentliche Hürde ist politischer und 
verfassungsrechtlicher Natur – die erforderliche Zweidrittelmehrheit für eine 
Grundgesetzänderung. 
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Weitere Begleittexte UmSteuern Kommunal 
 
Fachartikel und Präsentationen auf https://www.attac-koeln.de/umsteuern 
 

(01) Eckpunkte des Modell „Starke Kommunen“ 

(02) Kai Beutler: Das Modell „Starke Kommunen“ – Aufgaben und Finanzierung 

(03) Kai Beutler: Ein Stufenmodell zur Einführung des Modell „Starke Kommunen" 

(04) Robert Schumacher: Investitionsbedarf der Kommunen und 
Finanzierungsmöglichkeiten 

(05) Julian Becker: Gewerbesteuern – Funktionsweise und Missbrauch 

(06) Sabine Schröder: Notfallmaßnahmen zur Rettung der kommunalen Finanzen  

(07) Kai Beutler: Fallstudie Köln 

(08) Kai Beutler: Fallstudie Wiesenburg/Mark 

(09) Karen Helveg Petersen: Kommunen in Dänemark – kleine Königreiche 

(10) Alfred Eibl: Was für eine Bodensteuer spricht 

(11) Roman Huber: Bürgerräte: Demokratisch und wirksam 

(12) Attac-BAG-Finanzen und Steuern: Die Kommunen – Positionspapier  

(13) Karl-Martin Hentschel: Wieso die Schweden gerne Steuern zahlen (Kapitel 6 aus 
„Von wegen alternativlos“, Europa-Verlag 2013) 

(14) Karl-Martin Hentschel: Notizen zur Geschichte der Kommunen als Keimzelle der 
Demokratie  

(15) Zwei Erklärungen zur Stärkung der Kommunen 

(16) Roman Huber: Sechsstufiges kommunales Raumordnungsmodell 

(17) Karl-Martin Hentschel: Kommunaler Klimaschutz 

 


